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hier; Stellungnahme des Thiiringer Rechnungshofs

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

gerne kommt der Rechnungshof Ihrer Bitte um AuRerung zu dem o. a. Ge-
setzentwurf nach. Dazu teilt der Rechnungshof Folgendes mit:

1. Organisationsénderung (§ 1 a Errichtung der Thiiringer Staatslotterie)

Mit dem Funften Gesetz zur Anderung des Gliicksspielgesetzes ist beabsich-
tigt, die Organisation der Veranstaltung und Durchfuhrung des offentlichen
Glucksspiels in Thiringen zu dndern.

Bisheriger Veranstalter der Glucksspiele ist der Landesbetrieb
(§ 26 ThurLHO) Thiringer Lotterieverwaltung (TLV). Er ist ein rechtlich abge-
sonderter Teil der Landesverwaltung und als solcher beim TFM angesiedelt.

Die Durchftihrung der 6ffentlichen Gllicksspiele wird bisher von der Lotterie-
Treuhandgesellschaft mbH Thuringen (LTG) wahrgenommen. Die LTG wurde
am 17. September 1991 als Gesellschaft mit beschrénkter Haftung gegriindet
und ist im Handelsregister des Amtsgerichts Jena unter der
Reg.Nr. HRB 301281 eingetragen. Das Stammkapital der Gesellschaft be-
tragt 1.022.584 EUR. Alleiniger Gesellschafter ist der Freistaat Thiringen.

Nach Darstellung im Gesetzentwurf komme es bisher im Abstimmungspro-
zess von TLG und LTG durch die Aufspaltung der Aufgaben zu Redundanzen,
wodurch die Entscheidungsfindung erheblich erschwert sei.
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Die Lésung der Probleme soll durch die Zusammenflihrung der Aufgaben her-
beigefiihrt werden. Dazu sollen die LTG und die TLG in einer zu errichtenden
Anstalt des 6ffentlichen Rechts, der Thirringer Staatslotterie, vereint werden.

§ 1 a Abs. 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs lautet:

,Die Lotterie-Treuhandgesellschaft mbH Thiiringen und der Landesbetrieb
Thiiringer Lotterieverwaltung werden mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in der
Rechtsform einer rechtsfdhigen Anstalt des Offentlichen Rechts ,Thiringer
Staatslotterie” in Trédgerschaft des Landes mit Sitz in Suhl fortgefihrt.”

In der Begriindung in Artikel 1 zu Nr. 1 wird dazu ausgefuhrt:

» § 1 aAbs. 1regelt die Fortfiihrung der Thiringer Lotterieverwaltung und der
Lotterie-Treuhandgesellschaft mbH Thiiringen als rechtsféahige Anstalt des 6f-
fentlichen Rechts und damit zugleich die gesetzliche Errichtung der neuen An-
stalt des dffentlichen Rechts zum 1. Januar 2020."

Weder aus dem Gesetzestext noch aus der Begriindung geht hervor, wie die
,Fortfihrung” konkret beabsichtigt ist und auf welcher rechtlichen Grundlage
die Umwandlung einer juristischen Person des Privatrechts in der Rechtsform
einer GmbH (LTG) in eine juristische Person des &ffentlichen Rechts (Thirin-
ger Staatslotterie) erfolgen soll.

Unstrittig ist, dass es in der Organisationsgewalt des Landes liegt, juristische
Personen des 6ffentlichen Rechts zu errichten. Der Gesetzgeber kann durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes Korperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des oéffentlichen Rechts errichten.

Im vorliegenden Fall existieren jedoch bereits zwei Gesellschaften, von denen
eine privatrechtlich organisiert ist. Die Umstrukturierung von Unternehmen
des privaten Rechts erfolgt regelméaBig entweder nach den Vorschriften des
Umwandlungsgesetzes (UmwG) oder im Wege der Ubertragung einzelner
Vermégensgegenstande auf andere Rechtstrager (Asset Deal).

Das UmwG sieht grundsatzlich vier verschiedene Mdglichkeiten vor, ein Un-
ternehmen umzustrukturieren: Verschmelzung, Spaltung, Vermdgensubertra-
gung und Formwechsel.

Beim Formwechsel wird lediglich ein bestehender Rechtstréger in einen an-
deren umgewandelt, d. h. der Rechtstrdger erhdlt dadurch eine andere
Rechtsform. Als formwechselnde Rechtstrager sind vom Gesetz nur be-
stimmte Arten zugelassen (§§ 190 ff. UmwG). § 191 Abs. 1 UmwG bestimmt,
welche Rechtstrager ihre Form wechseln dlrfen. Der Fall der Umwandlung
einer GmbH in eine Anstalt des &ffentlichen Rechts ist davon nicht erfasst.
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Das UmwG erdéffnet aber dem Bundes- und Landesgesetzgeber in § 1 Abs. 2
die Mdglichkeit, eine solche Umwandlung auf Grundlage eines Gesetzes vor-
zunehmen. Nach § 1 Abs. 2 UmwG ist eine Umwandlung i. S. d. Abs. 1 auRer
in den im UmwG geregelten Fallen nur méglich, wenn sie durch ein anderes
Bundesgesetz oder ein Landesgesetz ausdriicklich vorgesehen sind.

In Thirringen wurde von der o. a. Regelung mit § 76 a Abs. 3 Thiringer Kom-
munalordnung (ThirKO) im Hinblick auf den Formwechsel in eine kommunale
Anstalt Gebrauch gemacht. Die Regelung der ThiurKO erfasst den Fall der
Umwandlung der LTG zur Thiringer Staatslotterie jedoch nicht. Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf wurde auch nicht auf ein anderes Gesetz des Frei-
staats Thirringen verwiesen, nach welchem die Umwandiung erfolgen soll.
Ebenso wenig enthélt der Gesetzentwurf eine Formulierung, die selbst aus-
dricklich nach § 1 Abs. 2 UmwG den Formwechsel von der LTG (GmbH) hin
zur Thiringer Staatslotterie (Anstalt des éffentlichen Rechts) enthalt.

Ein Beispiel fur eine konkrete Regelung zur Ausgestaltung eines solchen
Formwechsels von einer GmbH zu einer Anstalt des &ffentlichen Rechts in
einem Gesetz stellt der Gesetzentwurf der Landesregierung von Rheinland-
Pfalz zum Landesgesetz lber die Investitions- und Strukturbank Rheinland-
Pfalz (ISBLG) (Drs. 16/492 vom 26.10.2011) dar.

Vor diesem Hintergrund hat der Rechnungshof Zweifel an der rechtlichen Zu-
lassigkeit einer Organisationsanderung nach dem UmwG in der vorliegenden
Form des Gesetzentwurfs.

Der weiter infrage kommende Weg waére ein Betriebslibergang tiber einen As-
set Deal. Dabei werden einzelne Wirtschaftsglter auf den Erwerber ibertra-
gen. Wenn hierbei auch der Kundenstamm mit Ubertragen wird, &ndert sich in
der Folge auch der fur die Verarbeitung der Kundendaten Verantwortliche. Um
diese Weitergabe des Kundenstamms im Rahmen eines Asset Deals rechtlich
zuldssig zu gestalten, kommen als Erlaubnisnormen zum einen gesetzliche
Erlaubnistatbestdnde nach der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), zum
anderen dahingehende Einwilligungen aller Betroffenen in Betracht.

Fur einen rechtskonformen Ubergang des Kundenstamms bei einem Asset
Deal sind im Vorfeld bereits klare Strukturen und eine saubere Mandanten-
trennung zu schaffen, damit in der Folge die Ubertragung des Kundenstamms
in datenschutzrechtlich zuldssiger Weise durchgefihrt werden kann. Zudem
kann damit zugleich zivilrechtlichen Haftungsanspriichen sowie drohenden
BuRigeldern effektiv vorgebeugt werden. Diesbeziiglich hat der Rechnungshof
starke Zweifel, ob die im Gesetzentwurf dafiir vorgesehene Zeit bis zum 1. Ja-
nuar 2020 ausreichend ist.




AuRerdem ist bei einem Betriebsiibergang im Wege eines Asset-Deals
§ 613 a BGB und die damit verbundenen Auswirkungen auf die Arbeitsver-
haltnisse zu beachten sowie alle damit im Zusammenhang stehenden Fristen
einzuhalten. Dies erfordert eine grindliche Planung, die bis zum 31. Dezem-
ber 2019 nicht realisierbar sein durfte.

Die Angabe unter C. des Gesetzentwurfs, dass zu der Errichtung einer Anstalt
des 6ffentlichen Rechts keine Alternativen bestehen, ist fir den Rechnungshof
nicht nachvolliziehbar.

Die Finanzministerin hat dem Haushalts- und Finanzausschuss mit Schreiben
vom 11. Juli 2019 (Vorlage 6/5832) mit der Anlage 2 eine ,Ubersicht der
Rechtsformen und Veranstaltungsorganisationen der staatlichen Lotterien in
den Landern“ Uibersandt. Darin wird dargestellt, dass alle Bundeslander - au-
Rer Berlin - andere Organisationsformen, als die einer Anstalt des 6ffentlichen
Rechts, zur Veranstaltung und Durchfiihrung von staatlichen Lotterien gefun-
den haben. Allein diese Tatsache zeigt auf, dass es Alternativen zur Errich-
tung der Thiringer Staatslotterie in der Rechtsform einer rechtsfahigen Anstalt
des o6ffentlichen Rechts gibt.

Der Rechnungshof vermag nachzuvoliziehen, dass die Blindelung des Thu-
ringer Gllicksspielwesens in einer Kdrperschaft organisatorisch vorteilhaft ist.
Er vermisst jedoch eine Begriindung, weshalb eine Anstalt des 6ffentlichen
Rechts die beste Lésung ist und welche Vorteile gegenliber einem Landesbe-
trieb (wie in Bayern) oder einer reinen GmbH-L&sung bestehen. Insbesondere
fehlt eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung.

Da juristischen Personen des offentlichen Rechts (jPd6R) einerseits beson-
dere Rechte, wie z. B. das Selbstverwaltungsrecht und die Satzungsgewait,
wesensimmanent sind, missen auf der anderen Seite bei deren Errichtung
notwendigerweise bestimmte Festlegungen getroffen und Mindeststandards
eingehalten werden.

Im Freistaat Thiiringen wurde bisher kein Landesorganisationsgesetz erlas-
sen, worin die bei der Errichtung von jPd6R zu regelnden Sachverhalte be-
stimmt und aufgelistet wurden. Dem gegeniber wurde flr die Beteiligungen
des Landes an privatrechtlich organisierten Unternehmen von der Beteili-
gungsverwaltung im TFM ein Mustergeselischaftsvertrag verbindlich vorgege-
ben.

In Ermangelung von Vorgaben flr rechtsfahige Anstalten des offentlichen
Rechts in Thiringen hat der Rechnungshof den § 1 a - Errichtung der Thirin-
ger Staatslotterie - im Entwurf zum Fiinften Gesetz zur Anderung des Thiirin-
ger Gllcksspielgesetzes mit dem Errichtungsgesetz der Anstalt 6ffentlichen



Rechts ,ThiringenForst* (Artikel 1 des Thiringer Gesetzes tber die Reform
der Forstverwaltung vom 25. Oktober 2011) verglichen.

Dabei wurde festgestellt, dass beim Gesetzentwurf Uber die Errichtung der
Thiringer Staatslotterie zu folgenden Sachverhalten keine Angaben gemacht
werden:

Dienstherrenfahigkeit
Gewahrtragerschaft

Tariffahigkeit

Beibehaltung des VOB (Banktarifs) oder Uberleitung in TV-L
Dienstbehérde

Ruckkehrrechte

Anzahl der Geschéftsfihrer
Abberufung von Geschaftsflhrern
,Grindungsverwaltungsrat®
Wirtschaftsfihrung

Rucklagen

Jahresabschluss

Verankerung des PCGK.

Dartber hinaus fehlt jeglicher Hinweis auf die Anwendung der ThirLHO, die
Verankerung der Prifungsrechte des Thiringer Rechnungshofs und die Bin-
dung an die Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Ebenso man-
gelt es an einer grundsétzlichen Aussage, ob die Thiringer Staatslotterie ein
Unternehmen in der Rechtsform einer landesunmittelbaren juristischen Per-
son des Offentlichen Rechts i. S. d. § 112 Abs. 2 TharLHO ist oder nicht.

2. Steuerliche Auswirkung der Organisationsinderung

Begriindet wird der Gesetzentwurf u. a. auch damit, dass durch neuerliche
Entwicklungen im Bereich der Bewertung einer umsatzsteuerlichen Organ-
schaft ein zusatzlicher Dokumentations- und Organisationsaufwand besteht.
Die neue Thlringer Staatslotterie wéare, wie bisher die TLV auch, von der
Korperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer befreit.

Dazu ist festzustellen:

Die Besteuerung einer rechtsfahigen Anstalt des 6ffentlichen Rechts folgt
grundséatzlich der Besteuerung der anderen jPd6R. Fir diese ist die Art der
jeweils ausgelibten Téatigkeit maRgeblich. Kdérperschaften des o6ffentlichen
Rechts (Kd6R) werden nur insoweit besteuert, als sie mit ihren Betrieben ge-
werblicher Art (BgA) mit privaten Unternehmen konkurrieren. Daher sind unter
steuerlichen Gesichtspunkten der hoheitliche Bereich, die Vermégensverwal-
tung und BgA zu unterscheiden.




Soweit jPd6R hoheitlich tatig werden, d. h. in Austibung &ffentlicher Gewalt
handeln, sind die hieraus erzielten Einnahmen nicht steuerbar. Dies gilt fur
Tatigkeiten, die sich aus der Staatsgewalt ableiten und staatlichen Zwecken
dienen. Keine hoheitliche Tatigkeit liegt demgegeniber vor, wenn sich die An-
stalt des 6ffentlichen Rechts durch ihre Einrichtungen in den allgemeinen wirt-
schaftlichen Verkehr einschaltet und in gréRerem Umfang Aufgaben uber-
nimmt, wie sie auch Privatunternehmer ausiiben, auch wenn sie dadurch nur
ungewollt in Wettbewerb zur privaten Wirtschaft treten.

Die Aussage in der Gesetzesentwurfsbegriindung, wonach die neue Thirin-
ger Staatslotterie von der Kérperschaft-, Gewerbe- und Umsatzsteuer befreit
sei, ist nach Ansicht des Rechnungshofs nur insoweit richtig, wie die Anstalt
keine Tatigkeiten ausiibt, die die Voraussetzungen fur einen BgA i. S. d.
§ 4 KStG erflllen. Die Nutzbarmachung der steuerlichen Vorteile der Anstalt
des o6ffentlichen Rechts hangt davon ab, welchem Bereich die einzelnen Téa-
tigkeiten zuzuordnen sind. Erfolgt eine Zuordnung zur Vermégensverwaltung
bzw. zum hoheitlichen Bereich, kommen grundséatzlich die Steuerbefreiungen
bzw. die fehlende Steuerbarkeit im Kérperschaft- und Gewerbesteuerrecht so-
wie die fehlende Steuerbarkeit im Bereich der Umsatzsteuer zum Tragen. So-
weit ein BgA unterhalten wird, greift dagegen die regulére — auch fur alle Gb-
rigen Kérperschaften geltende — Besteuerung.

Auch die Finanzministerin geht davon aus, dass die neue Anstalt nicht voll-
sténdig steuerbefreit ist. In ihrem Schreiben vom 11. Juli 2019 (Vorlage
6/5832) an den Haushalts- und Finanzausschuss fuhrt sie zur steuerlichen
Belastung der Thiringer Staatslotterie aus:

,Die steuerlichen Belastungen bleiben gleich und werden nicht héher (im Ver-
gleich zu einer reinen GmbH-Lésung, sprich Zusammenfiihrung von Veran-
stalter und Durchfiihrer in einer GmbH).“

3. Aufgabenerweiterung (§ 2 Staatliche Gliicksspiele)

Nach § 2 des Entwurfs besteht die Aufgabe der Thiringer Staatslotterie in der
Veranstaltung, Vermittlung und Durchflhrung staatlicher Glicksspiele in Er-
flllung der offentlichen Aufgabe nach § 10 Abs. 1 des Gllcksspielstaatsver-
trags (GIOStV).

Bisher nahm die TLV die Aufgabe des Veranstalters wahr und die LTG flhrte
das staatliche Gliicksspiel durch. Die Aufgabe der Vermittiung war weder der
LTG noch der TLG zugewiesen. Damit wére die Vermittlung eine fir die Thi-
ringer Staatslotterie zuséatzliche Aufgabe.



In der vorliegenden Gesetzesbegriindung werden zur Aufgabe der ,Vermitt-
lung staatlichen Gllicksspiels” keine Ausfiihrungen gemacht.

Der GIUStV unterscheidet jedoch nach ,Vermittlern®i. S. d. § 3 Abs. 5 und der
,gewerblichen Spielvermittiung”i. S. d. § 3 Abs. 6.

FlOr den Rechnungshof ist nicht erkennbar, ob die Thiringer Staatslotterie in-
nerhalb der Vertriebsorganisation von Veranstaltern tatig werden soll oder
welche Form der Vermittiung beabsichtigt ist. Dies wére in der Gesetzesbe-
grindung noch klarstellend zu erldutern.

Das Veranstalten und das Vermitteln &ffentlicher Gliicksspiele im Internet ist
nach § 4 Abs. 4 GIUStV verboten. Abweichend davon kénnen die Lander zur
besseren Erreichung der Ziele des § 1 den Eigenvertrieb und die Vermittlung
von Lotterien sowie die Veranstaltung und Vermittiung von Sportwetten im In-
ternet erlauben, wenn keine Versagungsgrinde vorliegen und bestimmte Vo-
raussetzungen vorliegen (§ 4 Abs. 5 GIUStV).

Nach Recherche des Rechnungshofs betreibt (veranstaltet und vermittelt) die
LTG gegenwartig im Internet Sportwetten. Es ist nicht bekannt, ob dafir eine
Erlaubnis nach § 4 Abs. 5 GIUStV vorliegt und ob alle dafir notwendigen Vo-
raussetzungen von der LTG erfullt werden. Dem Gesetzentwurf kann nicht
entnommen werden, ob diese Form des &ffentlichen Glicksspiels kinftig auch
von der Thiringer Staatslotterie veranstaltet und vermittelt werden soll.

4. Verwendung der Ertrage und Konzessionsabgabe (§ 9)

Mit dem Vierten Gesetz zur Anderung des Thiringer Gliicksspielgesetzes
vom 28. Mai 2019 wurde die Verwendung der Ertrage in § 9 geregelt.

Mit dem Fiinften Gesetz zur Anderung des Thuringer Glicksspielgesetzes soll
der bisherige Absatz 2 des § 9 mit der darin getroffenen Regelung bzw. der
Definition des Uberschusses entfallen. Daflr soll in § 9 Abs. 4 des Gesetzent-
wurfs neu geregelt werden, dass das Land eine Konzessionsabgabe auf die
staatlichen Gllcksspiele erhebt. Die Konzessionsabgabe besteht der Héhe
nach aus dem bisherigen ,Uberschuss*, vermindert um einen angemessenen
Unternehmergewinn.

Im Gesetzentwurf wird dazu erldutert, dass die Zufiihrung der Uberschiisse
aus den Offentlichen Gliicksspielen an den Landeshaushalt durch die Einfih-
rung einer Konzessionsabgabe sichergestellt ist und im Grunde fortgefthrt
wird.




Tatséchlich wird sich die Zuftihrung an den Landeshaushalt aus den 6ffentli-
chen Glucksspielen mit Inkrafttreten des Gesetzes um den Anteil des ,ange-
messenen Unternehmergewinns” verringern. In diesem Zusammenhang ist
dazu anzumerken, dass im Gesetz keine Regelungen zur Héhe und Ermittiung
des ,angemessenen Unternehmergewinns” getroffen werden.

AbschlieRend ist feststellen, dass der vorliegende Gesetzentwurf zum Fiinften
Gesetz zur Anderung des Thuringer Gliicksspielgesetzes erheblichen Uber-
arbeitungsbedarf aufweist und die vorgesehene Zeitspanne bis zur beabsich-
tigen Errichtung der Thuringer Staatslotterie, einer weiteren mittelbaren Ver-
waltungsorganisation im Freistaat Thiringen, sehr knapp bemessen ist.

Mit freundlichen Grifien

Das Dokument wurde zum Zweck der Veroffentlichung In der BTD bearbelitet.
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Schreibmaschinentext
Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.
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